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die Europa-Union hat auf ihrem Bundes-
kongress der BILD-Zeitung die Europa-
distel für den größten europapolitischen 
Faux Pax überreicht. Nicht weil die 
BILD-Zeitung pauschal gegen den Euro 
wäre, sondern weil sie die Menschen in 
Europa in der Schuldenkrise gegenein-
ander aufgehetzt hat. 

Die Schuldenkrise der Mitgliedsländer 
ist deshalb auch der Begriff, an dem man 
gar nicht vorbeikommt, wenn man das 
Jahr 2011 im Rückblick bewerten will. 
Insofern war 2011 für das europäische 
Projekt, gelinde gesagt, durchwach-
sen. Und gelöst sind die Probleme noch 
längst nicht. Europa muss jetzt einen ef-
fektiven Weg finden, die Schuldenkrise 
der Mitgliedsländer zu lösen. Der Weg 
kann nur sein, dass wir Europäer ge-
meinsam für unsere Probleme einstehen 
und dass wir gemeinsam die Kraft zum 
Schuldenabbau finden. Mit dem Finger 
auf einzelne Länder zu zeigen, hilft hier 
nicht weiter, weil alle Länder Fehler ge-
macht haben, auch Deutschland. Was 
Europa vor allem schadet, ist der enge 
nationale Blick auf die Probleme. 

Der Ruck, der nötig ist, ist noch nicht 
durch Europa gegangen. Das spüren 
nicht nur die vielzitierten Märkte, son-
dern auch die Menschen. Die Politik 

muss deutlich machen, dass die ge-
meinsame Währung auch bedeutet, 
gemeinsam Verantwortung zu überneh-
men. Das betrifft die gesamte Europäi-
sche Union und nicht nur einzelne Län-
der.

Für die Europa-Union Hamburg war 2011 
ein erfolgreiches Jahr, das Interesse an 
unseren Veranstaltungen besonders 
groß. Allein die Europa-Union Hamburg 
kann mit mehr als 1.200 Teilnehmern 
einen Besucherrekord verzeichnen. Ge-
meinsam mit unserem Info-Point Europa 
sind es sogar mehr als 1.600. Das ist ein 
wirklich beachtliches Ergebnis, auf das 
wir alle stolz sein können. Wir haben da-
mit viel bewegt, auch in den Köpfen der 
Menschen. Die Europa-Union Hamburg 
ist ein fester Bestandteil im Veranstal-
tungskalender. Wir sind in europapoliti-
schen Fragen eine der „erste Adressen“ 
in Hamburg.

Dafür möchte ich allen danken, die 
das ermöglicht haben. Denn natürlich 
passiert das nicht einfach so, sondern 
ist das Ergebnis erfolgreicher Arbeit. 
Danken möchte ich deshalb ganz be-
sonders Bettina Thöring, unserer Lan-
desgeschäftsführerin, und Türkmen 
Tezcan-Götz, unserer Leiterin des Info-
Point Europa. Ich bin zuversichtlich, 

dass wir diesen Erfolg 2012 wieder er-
reichen werden. Denn dass Europa ge-
lingen möge, ist und bleibt unser Ziel, für 
das es sich zu streiten lohnt.

Ich wünsche Ihnen schöne Weihnachts-
tage und einen guten Start ins neue Jahr.

Herzliche Grüße

Ihr Thomas Stölting, 
Landesvorsitzender
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Liebe Freundinnen  
und Freunde,

Knapp 300 Teilnehmer kamen am 31. Oktober ins Hamburger Rathaus, um an der 
Debatte über die aktuelle Staatsschuldenkrise teilzunehmen. Zwei Anwälte des Pu-
blikums bündelten die zahlreichen Fragen aus dem Publikum wie: Wann kommt 
endlich eine europäische Transaktionssteuer? Was spricht gegen eine gemeinsame 
europäische Wirtschaftsregierung? Warum lässt man die Ratingagenturen so mäch-
tig werden? Moderiert wurde die Podiumsdiskussion vom Politikchef des Fernseh-
senders Hamburg 1 Herbert Schalthoff.  

Wie kommt Europa
aus der Krise?
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Finanz- und Schuldenkrise
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Das letzte Jahr hat gezeigt, dass immer 
neue und größere Rettungspakete die  
Finanz- und Schuldenkrise nicht lö-
sen können. Die Finanzmärkte werden 
erst dann aufhören, die europäischen 
Regierungen vor sich her zu treiben, 
wenn sie eine klare Antwort zum 
künftigen Kurs der Europäischen Uni-
on bekommen. Europa steht vor der 
Wahl: 
Zurück in die Vielzahl unabhängiger 
Nationalstaaten oder gemeinsam vo-
ran in eine europäische Zukunft. 
Der Euro ist mehr als ein Zahlungs-
mittel. Er war von Anfang an ein 
wichtiges Etappenziel auf dem Weg 
zur europäischen Integration. Es ist 
höchste Zeit, die Konstruktionsfehler 
der Vergangenheit zu beseitigen und 
die richtigen Schlüsse aus der Krise 
zu ziehen. Deutschland als größter 
Wirtschaftsmacht in der Mitte Europas 
kommt hierbei eine zentrale Rolle zu.
Die Lösung ist klar: Wir brauchen 
mehr Europa, nicht weniger. Wir 

brauchen mehr Integration, mehr Zu-
sammenarbeit, mehr gemeinsame 
Lösungen für unsere gemeinsamen 
Probleme, mehr Kompetenzen für die 
Europäische Union. Die Volkswirt-
schaften Europas sind miteinander so 
eng verflochten, dass es Wohlstand 
nur gemeinsam gibt, nicht gegenei-
nander. Allein sind auch die Starken 
schwach. Es geht deshalb darum, für  
einander einzustehen, Wirtschaft und 
Finanzen der Mitgliedsländer unter 
dem Dach der Europäischen Union 
stabil zu ordnen, der Wirtschaft Euro-
pas Anreize zu geben und den Men-
schen wieder Vertrauen in die gemein-
same europäische Perspektive.
Von den Regierungen, auch von der 
deutschen, erwarten wir, dass sie 
die europäische Perspektive in den 
Vordergrund stellen. Um die europä-
ische Krise zu lösen, müssen wir 
nationale Kompetenzen an die EU 
abgeben, um besser und intensiver 
zusammenarbeiten zu können. 

Aufruf der Europa-Union 
und Europa-Professionell 
in Hamburg
Europa steht am Scheideweg –  
die Chancen der Krise nutzen! 



Der 57. Bundeskongress der Europa-
Union Deutschland  hat den Landes-
verbänden einen Entwurf für das neue 
Grundsatzprogramm vorgelegt. Das 
neue Grundsatzprogramm soll vom 
Bundeskongress der Europa-Union 
Deutschland im Herbst 2012 be-
schlossen werden. Bis dahin dienen 
vom Bundesverband organisierte Re-
gionalkonferenzen dazu, eine Halb-
jahresbilanz zum Diskussionsstand 
zu ziehen. Änderungsvorschläge zum 
Text können bei diesen Regionalkon-
ferenzen und nachfolgend auf dem 
Bundeskongress 2012 eingebracht 
werden.

Die europäische Einigung im 21. Jahr-
hundert. Unser Ziel sind die Vereinten 
Staaten von Europa.

Programmentwurf:
Wir Bürgerinnen und Bürger Europas 
sind in einer Schicksalsgemeinschaft 
verbunden – gemeinsam gestalten wir 
unsere Zukunft. Nach dem Zweiten 

Weltkrieg haben sechs europäische 
Staaten mit der europäischen Einigung 
begonnen. Die Gründergeneration hat 
Großes geleistet: Ihr verdanken wir die 
Versöhnung der Völker, die Überwin-
dung der Grenzen, sozialen Zusammen-
halt sowie wirtschaftliche und kulturelle 
Entfaltung.	
Heute ist die Europäische Union längst 
mehr als ein gemeinsamer Markt. Sie 
ist vor allem eine Werte- und Rechts-
gemeinschaft mit gemeinschaftlichen 
politischen Institutionen. Ihr gehören die 
meisten europäischen Länder an, in wei-
teren Staaten stärkt die Perspektive der 
Mitgliedschaft Demokratie und Rechts-
staatlichkeit. Aber die Einigung Europas 
ist noch nicht vollendet. Auf die Heraus-
forderungen des 21. Jahrhunderts gibt 
es nur eine Antwort: Mehr Europa!
Wir, die Mitglieder der Europa-Union 
Deutschland, sind die Vertretung der eu-
ropäisch engagierten Zivilgesellschaft. 
Wir setzen uns zusammen mit Partner-
organisationen in vielen europäischen 
Ländern für die Vollendung der bun-
desstaatlichen Einigung Europas ein. 
Europäische Föderalisten haben bereits 

1946 ihre grundlegenden Ziele im Her-
tensteiner Programm niedergelegt. Mit 
dieser Erklärung ergänzt die Europa-
Union Deutschland die im Hertensteiner 
Programm niedergelegten Ziele:

1Nur geeint sind die Staaten Europas 
in der Lage, Frieden und Freiheit, Sta-

bilität, Wohlstand und soziale Sicherheit, 
eine lebenswerte Umwelt, Demokratie 
und Menschenrechte zu garantieren. 
Deshalb haben sie sich in der Europä-
ischen Union zusammengeschlossen. 
Dabei kann die europäische Einigung 
Vorbild sein für die staatenübergreifende 
Zusammenarbeit. Sie ist unverzichtbare 
Voraussetzung für die Bewältigung glo-
baler Herausforderungen.

2Ziel der europäischen Einigung ist 
die Schaffung der Vereinten Staa-

ten von Europa auf der Grundlage 
einer Verfassung. Als demokratisch-
rechtsstaatlicher Bundesstaat vertreten 
die Vereinten Staaten von Europa die 
gemeinsamen Interessen der Bürgerin-
nen und Bürger Europas und ihrer Mit-
gliedstaaten nach innen und außen. Der 

Die 
europäische 
Einigung im 
21. Jahrhundert
Programmdiskussion  
engagiert weiterführen

europäische Bundesstaat muss über 
die hierzu erforderlichen Handlungs-
möglichkeiten verfügen. Hierzu gehören 
auch ein entsprechend ausgestatteter 
Haushalt und eigene Steuereinnahmen. 
Im europäischen Bundesstaat werden 
die Aufgaben bürgernah und partner-
schaftlich von der europäischen, der 
einzelstaatlichen oder der regionalen 
und lokalen Ebene wahrgenommen. 

3Die Vereinten Staaten von Europa 
sind gegründet auf die in der Men-

schenrechtskonvention und der Europä-
ischen Charta der Grundrechte nieder-
gelegten Werte, zu denen vor allem die 
Unantastbarkeit der Menschenwürde 
und die unveräußerlichen Rechte des 
Einzelnen gehören. Diese Werte sind 
Ziel und Maßstab ihres politischen Han-
delns. Demokratie und Menschenrechte 
auf friedliche Weise zu fördern verpflich-
tet die Vereinten Staaten von Europa 
zu einer besonders engen Zusammen-
arbeit mit den Staaten in der Welt, die 
ebenfalls friedlich für Demokratie und 
Menschrechte eintreten. 

4Die Vereinten Staaten von Europa 
beruhen auf der repräsentativen De-

mokratie mit Möglichkeiten der direkten 
Bürgerbeteiligung. Das von den Bürge-
rinnen und Bürgern in allgemeiner, un-
mittelbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahl gewählte Europäische Parlament 
bildet den Kern der demokratischen 
Ordnung und der Gewaltenteilung. Das 
Europäische Parlament wählt die euro-
päische Regierung, die aus der heutigen 
Kommission hervorgeht, und beschließt 
gleichberechtigt mit der Staatenkam-
mer, dem Rat, über Einnahmen und Aus-
gaben sowie alle europäischen Gesetze.

5Der politische Entscheidungspro-
zess der Vereinten Staaten von 

Europa ist gekennzeichnet durch ein 
hohes Maß an Transparenz und bietet 
allen Bürgerinnen und Bürgern vielfäl-
tige Möglichkeiten der Mitwirkung und 
Beteiligung. Die direkte Wahl des Eu-
ropäischen Parlaments auf der Grund-
lage eines einheitlichen europäischen 
Wahlrechts ist Ausdruck des politischen 
Zusammenwachsens. Die Bürgerinnen 
und Bürger der Vereinten Staaten von 
Europa haben im Wohnsitzland - über 
die Möglichkeit der Beteiligung an Euro-
pa- und Kommunalwahlen hinaus - das 
Wahlrecht zu allen Parlamenten und Ver-
tretungen, von deren Entscheidungen 
sie direkt betroffen sind. 

6Die Herausbildung einer europäi-
schen Öffentlichkeit gehört zu den 

Voraussetzungen für die Verwirklichung 
einer europäischen Demokratie. Hierzu 
gehören eine umfassende europapoliti-

sche Berichterstattung in den nationa-
len Medien, die Etablierung europawei-
ter Medien sowie ein aktiver Dialog der 
europäischen Institutionen unter Einbe-
ziehung der elektronischen Medien und 
sozialer Netzwerke. Auch die politischen 
Parteien leisten einen Beitrag, indem 
sie sich zu europäischen Parteien mit 
individuellen Mitwirkungs- und Beteili-
gungsrechten ihrer Mitglieder zusam-
menfinden und Spitzenkandidaten und 
-kandidatinnen für die europäischen In-
stitutionen vorschlagen. 

7Das Handeln der Vereinten Staaten 
von Europa dient dem Wohl ihrer 

Bürgerinnen und Bürger. Das europäi-
sche Gesellschafts- und Sozialmodell 
muss verteidigt und weiterentwickelt 
werden. Die Vereinten Staaten von Eu-
ropa und ihre Mitgliedstaaten haben die 
Verpflichtung, in einem solidarischen 
Geist Gerechtigkeit, die Möglichkeit zu 
freier Entfaltung und Wohlstand für alle 
zu schaffen. In ihren Politiken fördern 
die Vereinten Staaten von Europa den 
sozialen Ausgleich und orientieren sich 
an den Prinzipien der sozialen Markt-
wirtschaft. Nicht alles muss dabei auf 
europäischer Ebene geregelt werden, 
aber sie muss den Rahmen schaffen 
und Mindeststandards setzen. Die An-
gleichung der Lebensverhältnisse inner-
halb der Vereinten Staaten von Europa 
ist eine wesentliche Voraussetzung für 
ihren Bestand. 

8Der Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen sowie der schonende, 

effektive und nachhaltige Umgang mit 
den natürlichen Ressourcen sind für 
das Handeln der Vereinten Staaten von 
Europa und das ihrer Mitglieder bestim-
mend. Die Rohstoff- und Energieknapp-
heit Europas zwingt zu einem gemeinsa-
men Vorgehen. Hierzu gehört auch das 
Umsteuern hin zu erneuerbaren Energi-
en. 

9Die Vereinten Staaten von Europa 
verfügen über den Euro als gemein-

same Währung, für deren Stabilität die 
unabhängige Europäische Zentralbank 
verantwortlich ist. Die Vereinten Staaten 
von Europa und ihre Mitgliedstaaten tra-
gen durch eine verbindlich abgestimmte 
gemeinsame Wirtschafts-, Finanz- und 
Haushaltspolitik zur Stabilität ihrer ge-
meinsamen Währung bei. Die Vereinten 
Staaten von Europa setzen klare Regeln 
für die Finanzmärkte. Eine solide Haus-
haltspolitik und ein solidarisches Fürein-
ander sind Voraussetzung für die Meh-
rung unseres Wohlstandes.

10 Die Außenpolitik, einschließ-
lich der Sicherheits- und Vertei-

digungspolitik, ist Angelegenheit der 

Vereinten Staaten von Europa, die ihre 
Mitglieder mit Sitz und Stimme bei den 
Vereinten Nationen vertreten. Ziel der 
gemeinsamen Politik ist es, zu Frieden, 
Verwirklichung der Menschenrechte 
und Stabilität in der Welt beizutragen 
und Konflikte soweit immer möglich mit 
friedlichen Mitteln beizulegen. Außen-
politische Initiativen von Mitgliedern der 
Vereinten Staaten von Europa dürfen 
nicht im Widerspruch zur Außenpolitik 
der Union stehen. 

11Die kulturelle Vielfalt ist der Reich-
tum Europas und der europäischen 

Identität. Es ist Aufgabe der Vereinten 
Staaten von Europa, diese kulturelle 
Vielfalt zu schützen und zu fördern. Hier-
zu gehören auch die Begegnung mit an-
deren Kulturen und Lebensverhältnissen 
und der Erwerb von Fremdsprachen. 
Alle Bürgerinnen und Bürger der Ver-
einten Staaten von Europa sollen durch 
entsprechende Bildungsangebote in die 
Lage versetzt werden, sich sprachlich 
miteinander zu verständigen. 

12Die Vereinten Staaten von Euro-
pa sind für neue Mitglieder offen. 

Jeder Beitrittsantrag eines Landes muss 
dabei für sich genommen geprüft und 
beurteilt werden. Neue Mitglieder müs-
sen die Kriterien für eine Mitgliedschaft 
erfüllen; dabei ist der Handlungs- und 
Entwicklungsfähigkeit der Vereinten 
Staaten von Europa Rechnung zu tra-
gen.

Dies ist unsere Vision für das Europa 
des 21. Jahrhunderts. Gestern wie heu-
te gilt: In der Einigung Europas liegt die 
Zukunft unseres Kontinents und seiner 
Menschen. 


